
 
 

 

 

  

 

 

 

 

UBM Development AG 

Wien, FN 100059 x 

(“Gesellschaft”) 

 

Beschlussvorschläge des Vorstands und des Aufsichtsrats für die 

143. ordentliche Hauptversammlung 

21. Mai 2024 

 

1. Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht und Corporate-Governance-Be-

richt, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des nichtfinanziellen Be-

richts (ESG-Nachhaltigkeitsbericht) und des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts 

für das Geschäftsjahr 2023 

 

Da die Vorlage der vorgenannten Unterlagen nur der Information der Hauptversammlung 

dient, ist eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt nicht erforderlich. 

 

Der Jahresabschluss 2023 ist bereits durch den Aufsichtsrat gebilligt und damit festgestellt 

worden. 

 

Da im festgestellten Jahresabschluss 2023 kein Bilanzgewinn ausgewiesen ist, kann ein 

gesonderter Tagesordnungspunkt zur Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns entfallen. 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2023 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2023 amtie-

renden Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2023 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2023 amtie-

renden Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 
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4. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2024 

 

Der Prüfungsausschuss hat dem Aufsichtsrat für die Wahl des Abschlussprüfers und Kon-

zernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2024 die KPMG Austria GmbH Wirtschafts-

prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft und die Ernst & Young Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft m.b.H. für die genannten Prüfungsleistungen empfohlen, wobei der Prüfungs-

ausschuss eine begründete Präferenz für die Ernst & Young Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft m.b.H. als bestgereihten Prüfer erklärt hat. Der Erstattung des Vorschlags des Prü-

fungsausschusses für die Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für 

das Geschäftsjahr 2024 ging ein öffentliches Ausschreibungsverfahren gemäß Art. 16  

Abschlussprüfer-Verordnung voraus, in welchem die eingeholten Angebote nach transpa-

renten und diskriminierungsfreien Auswahlkriterien bewertet wurden und der Empfehlung 

des Prüfungsausschusses zu Grunde gelegt wurden.  

 

Der Prüfungsausschuss hat in seiner Empfehlung an den Aufsichtsrat erklärt, dass diese 

frei von ungebührlichen Einflussnahmen durch Dritte ist und ihm keine Klausel auferlegt 

wurde, die die Auswahlmöglichkeiten der Hauptversammlung beschränkt. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, im Sinne der Empfehlung und in Übereinstimmung mit der 

Präferenz des Prüfungsausschusses, die Ernst & Young Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

m.b.H., 1220 Wien, Wagramer Straße 19, zum Abschlussprüfer und Konzernabschluss-

prüfer für das Geschäftsjahr 2024 zu wählen. 

 

5. Beschlussfassung über den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2023 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat einer börsenotierten Gesellschaft haben einen klaren 

und verständlichen Vergütungsbericht für die Bezüge der Vorstandsmitglieder und der Auf-

sichtsratsmitglieder gemäß § 78c iVm § 98a AktG zu erstellen. 

 

Der Vergütungsbericht für das letzte Geschäftsjahr ist der Hauptversammlung zur Abstim-

mung vorzulegen. Die Abstimmung hat empfehlenden Charakter. Der Beschluss ist nicht 

anfechtbar (§ 78d Abs 1 AktG).  

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat der UBM Development AG haben in der Sitzung vom 

09. April einen Vergütungsbericht gemäß § 78c iVm § 98a AktG beschlossen und einen 

Beschlussvorschlag gemäß § 108 Abs 1 AktG gemacht. 

 

Der Vergütungsbericht ist spätestens ab dem 30. April 2024 (21. Tag vor der HV) auf der 

im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der UBM Development AG unter www.ubm-

development.com zugänglich gemacht. 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 

2023, wie dieser auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite zugänglich gemacht 

wird, zu beschließen. 

 

 Der Vergütungsbericht ist diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./1 angeschlossen. 
 

6. Beschlussfassung über ein Aktien-Optionen-Programm für Führungskräfte 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das Aktien-Optionen-Programm für Führungs-

kräfte 2024 gemäß Anlage ./2 zu beschließen. 

 

7. Neuwahl des Aufsichtsrats 

 

Mit Beendigung der kommenden ordentlichen Hauptversammlung läuft die Funktionsperi-

ode sämtlicher Mitglieder des Aufsichtsrats ab. 

 

Gemäß § 9 Abs 1 der Satzung der UBM Development AG besteht der Aufsichtsrat aus 

mindestens drei und höchstens zwölf von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern.  

 

Der Aufsichtsrat hat sich bisher, d.h. nach der letzten Wahl durch die Hauptversammlung, 

aus acht von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern zusammengesetzt. (Hinzu 

kommen die nach dem Arbeitsverfassungsgesetz entsandten Mitglieder.) 

 

In der kommenden Hauptversammlung wären nunmehr acht Mitglieder zu wählen, um 

diese Zahl wieder zu erreichen.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, alle acht Mandate zu besetzen, sodass sich der Aufsichtsrat 

nach der Wahl in der kommenden Hauptversammlung wieder aus acht von der Hauptver-

sammlung gewählten Mitgliedern zusammensetzt.  

 

Die nachfolgenden Wahlvorschläge des Aufsichtsrats wurden auf der Grundlage der An-

forderungen des § 87 Abs 2a AktG und des Corporate-Governance-Kodex abgegeben. 

 

Die Mehrheit der Kapitalvertreter hat Widerspruch gemäß § 86 Abs 9 AktG erhoben, so-

dass es nicht zur Gesamterfüllung des Mindestanteilsgebots gemäß § 86 Abs 7 AktG, son-

dern zur Getrennterfüllung kommt.  

 

Daher wird durch die Bestellung von drei Frauen im nachstehenden Wahlvorschlag dem 

Mindestanteilsgebot gemäß § 86 Abs 7 AktG entsprochen.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor Ing. Karl-Heinz Strauss, MBA, FRICS, Geburtsjahr 1960, 

Dipl.-Ing. Klaus Ortner, Geburtsjahr 1944, Dipl.-Ing. Iris Ortner, Geburtsjahr 1974, Dipl.-kff. 

Birgit Wagner, Geburtsjahr 1972, Dr. Susanne Weiss, Geburtsjahr 1961, Dr. Ludwig  

Steinbauer, Geburtsjahr 1965, Mag. Paul Unterluggauer, Geburtsjahr 1967, und Hon.-Prof. 
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Dr. Bernhard Vanas, Geburtsjahr 1954, mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversamm-

lung in den Aufsichtsrat zu wählen und zwar in Übereinstimmung mit § 9 Abs 2 der Satzung 

bzw § 87 Abs 7 AktG bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung 

für das Geschäftsjahr 2028 beschließt. 

 

Im Falle der Wahl der vorgeschlagenen Personen durch die Hauptversammlung besteht 

der Aufsichtsrat auf Seiten der Kapitalvertreter wieder aus acht Mitgliedern, und davon aus 

fünf Männern und drei Frauen. Das Mindestanteilsgebot gemäß § 86 Abs 7 AktG (30 %-

Quote) wird dadurch erfüllt. 

  

Es ist vorgesehen, über jede zu besetzende Stelle in der kommenden Hauptversammlung 

gesondert abzustimmen.  

 

Eine Reihung der vorgeschlagenen Personen zu den einzelnen Stellen wird vorbehalten.  

 

Jede vorgeschlagene Person hat eine Erklärung gemäß § 87 Abs 2 AktG abgegeben.  

 

Der Aufsichtsrat hat diesen Vorschlag vorbereitet und bei der Erstattung des Vorschlags 

im Sinne von § 87 Abs 2a AktG auf die fachliche und persönliche Qualifikation des Mitglieds 

sowie auf die fachlich ausgewogene Zusammensetzung des Aufsichtsrats geachtet und 

Aspekte der Diversität des Aufsichtsrats im Hinblick auf die Vertretung beider Geschlechter 

und die Altersstruktur sowie die Internationalität der Mitglieder angemessen berücksichtigt.  

 

Die Hauptversammlung ist bei der Wahl in nachstehender Weise an Wahlvorschläge ge-

bunden. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern samt den Erklärungen gemäß 

§ 87 Abs 2 AktG für jede vorgeschlagene Person müssen spätestens am 13. Mai 2024 auf 

der Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht werden, widrigenfalls die betref-

fende Person nicht in die Abstimmung einbezogen werden darf. Dies gilt auch für Wahlvor-

schläge von Aktionären gemäß § 110 AktG, welche der Gesellschaft in Textform spätes-

tens am 8. Mai 2024 zugehen müssen. 

 

8. Beschlussfassung über den Widerruf der bestehenden Ermächtigung des Vorstands 

nach § 4 Absatz 4 der Satzung (Genehmigtes Kapital 2022) und über die gleichzeitige 

Einräumung einer neuen Ermächtigung des Vorstands gemäß § 169 AktG in § 4 Ab-

satz 4 der Satzung, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats um bis zu EUR 26.152.630,00 durch Ausgabe von bis zu 3.736.090 Stück 

neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, auch 

in mehreren Tranchen und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugs-

rechts, zu erhöhen und den Ausgabekurs, die Ausgabebedingungen, das Bezugs-

verhältnis und die weiteren Einzelheiten der Durchführung im Einvernehmen mit 

dem Aufsichtsrat festzusetzen (Genehmigtes Kapital 2024) sowie Beschlussfassung 

über die entsprechenden Änderungen der Satzung in § 4 Absatz 4 und über die Er-

mächtigung des Aufsichtsrates, Änderungen der Satzung, die sich durch die 
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Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2024 ergeben, zu beschließen, 

wobei das Bezugsrecht für Mehrzuteilungsoptionen im Rahmen der Ausgabe von 

Aktien gegen Bareinlagen ausgeschlossen ist 

 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen zu diesem Tagesordnungspunkt vor, die 

Hauptversammlung möge den folgenden Beschluss fassen: 

 

Die Ermächtigung des Vorstands gemäß § 169 AktG, das Grundkapital mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bis 09.06.2027 um bis zu EUR 5.230.526,00 durch Ausgabe von bis zu 

747.218 neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, 

auch in mehreren Tranchen, auch im Wege des mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 153 

Abs 6 AktG und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts, zu erhöhen, 

wie derzeit in § 4 Absatz 4 der Satzung vorgesehen, wird widerrufen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der in der Hauptver-

sammlung vom 21.05.2024 beschlossenen Ermächtigung in das Firmenbuch das Grund-

kapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu EUR 26.152.630,00 

durch Ausgabe von bis zu 3.736.090 neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlage, allenfalls in mehreren Tranchen, auch im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts gemäß § 153 Abs 6 AktG und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses 

des Bezugsrechts, zu erhöhen (genehmigtes Kapital) und den Ausgabekurs, die Ausgab-

ebedingungen, das Bezugsverhältnis und die weiteren Einzelheiten der Durchführung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre, auf die aus 

dem genehmigten Kapital ausgegebenen neuen Aktien ist ausgeschlossen, wenn und so-

fern eine Ausnutzung dieser Ermächtigung (genehmigtes Kapital) durch Ausgabe von Ak-

tien gegen Bareinlagen bei Mehrzuteilungsoptionen im Rahmen der Platzierung neuer Ak-

tien der Gesellschaft erfolgt. Darüber hinaus ist der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch das Ausnutzen 

dieser Ermächtigung des Vorstands ergeben, zu beschließen. 

 

§ 4 Absatz 4 der Satzung in der derzeit vorliegenden Fassung wird widerrufen. An dessen 

Stelle wird der folgende Absatz als neuer Absatz (4) in die Satzung eingefügt: 

 

"(4) Der Vorstand ist ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der in der Haupt-

versammlung vom 21.05.2024 beschlossenen Ermächtigung in das Firmenbuch das 

Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 

EUR 26.152.630,00 (Euro sechsundzwanzig Millionen einhundertzweiundfünfzigtausend-

sechshundertdreißig) durch Ausgabe von bis zu 3.736.090 (drei Millionen siebenhundert-

sechsunddreißigtausendneunzig) neuen, auf Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlage, allenfalls in mehreren Tranchen, auch im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts gemäß § 153 Abs 6 (Paragraph einhundertdreiundfünfzig Absatz sechs) 
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AktG und auch mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts, zu erhöhen (ge-

nehmigtes Kapital) und den Ausgabekurs, die Ausgabebedingungen, das Bezugsverhält-

nis und die weiteren Einzelheiten der Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest-

zusetzen. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aus dem genehmigten Kapital ausgege-

benen neuen Aktien ist ausgeschlossen, wenn und sofern eine Ausnutzung dieser Ermäch-

tigung (genehmigtes Kapital) durch Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen bei Mehrzutei-

lungsoptionen im Rahmen der Platzierung neuer Aktien der Gesellschaft erfolgt. Darüber 

hinaus ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die 

sich durch das Ausnutzen dieser Ermächtigung des Vorstands ergeben, zu beschließen." 

 

Der Bericht über den Ausschluss des Bezugsrechts betreffend Tagesordnungspunkt 8. 

(Genehmigtes Kapital) ist diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./3 angeschlossen. 

 

Anlage ./1 Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2023 

Anlage ./2 Aktien-Optionen-Programm für Führungskräfte 2024 

Anlage ./3 Bericht gemäß §§ 169, 170 Abs 2 iVm § 153 Abs 4 AktG (Bezugsrechtsaus-

schluss bei genehmigtem Kapital - TOP 8) 

 

 

Wien, im April 2024 

 

 

Der Vorstand Der Aufsichtsrat 

 


